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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Anpassung von Verbrauchsteuergesetzen und des 
Umsatzsteuergesetzes an das Zollgesetz 
(Zweites V erbrauchsteueränderungsgesetz) 

— Drucksache 2763 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


I. Zu Artikel 1 

Während der Beratungen des Entwurfs eines 
Zweiten Verbrauchsteueränderungsgesetzes im Fi- 
nanzausschuß wurde das Zollgesetz vom 14. Juni 
1961 verkündet. Die Ergänzungen im Ersten bis 
Zwölften Abschnitt sind hierauf zurückzuführen. 

II. Zu den Artikeln 1 und 4 

Ein Ergebnis der Beratungen des Zollgesetzes im 
Bundestag war die Einfügung eines neuen § 34. 
Durch die Einfügung dieses neuen Paragraphen hat 
sich die Paragraphenfolge des Zollgesetzes nach § 34 
(alt) jeweils um eine Zahl verschoben. Der Entwurf 
eines Zweiten Verbrauchsteueränderungsgesetzes 
muß deshalb, soweit Paragraphen des Zollgesetzes 
(ab § 34) zitiert sind, entsprechend geändert werden. 

Von dieser Änderung sind betroffen in Artikel 1 
im 
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und der Artikel 4. 


III. Zu Artikel 1 Achter Abschnitt 

Das Zündwarensteuergesetz ist nach Einbringung 
des Entwurfs eines Zweiten Verbrauchsteuerände- 
rungsgesetzes auf Grund des Artikels 3 des Ver- 
brauchsteueränderungsgesetzes vom 10. Oktober 
1957 (BGBl. I S. 1704) in neuer Fassung bekannt- 
gemacht worden. 

Darauf sind zurückzuführen die Änderungen 

1. im ersten Satz, 

2. in Nr. 2, 

3. in Nr. 3. 

IV. Zu Artikel 1 Neunter Abschnitt 

Das unter III. Gesagte gilt auch für das Spiel- 
kartensteuergesetz. Infolgedessen sind geändert 
worden 

1. der erste Satz, 

2. die Nr. 2, 

3. die Nr. 3. 

V. Zu Artikel 2 

Artikel 2 wird aus systematischen Gründen in die 
11. Novelle zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
— Drucksache 2402 — übernommen, da der Finanz- 
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ausschuß z. Z. diese Novelle berät und sie in den 
nächsten Tagen zur 2. und 3. Beratung dem Bundes- 
tag vorlegen wird. 

VI. Zu Artikel 4 

Die weitere Änderung über die unter II. erwähnte 
in Artikel 4 beruht auf der Herausnahme des Arti- 
kels 2 aus dem Entwurf (siehe V.). 

VII. Zu Artikel 1 Elfter Abschnitt 

Zu Nr. 1 Buchstabe b lag ein Änderungsantrag 
vor, der die Einfügung einer neuen Ziffer 4 a in den 
Entwurf begehrte. 

Diie Änderung in Nr. 1 Buchstabe b sieht für ein- 
geführte Schmiermittel Befreiung von der Mineral- 
ölsteuer für das darin enthaltene Mineralöl vor, 
wenn die Schmiermittel nicht zum Schmieren, son- 
dern z. B. als Korrosionsschutzmittel verwendet wer- 
den sollen. Die Antragsteller begehrten, dem § 12 
Abs. 4 Satz 1 eine neue Fassung zu geben, da bei 
der Einfuhr von Schmiermittelzusätzen, die nach dem 
Regierungisentwurf in Zukunft von der Anteilsteuer 
freigestellt werden sollen, noch nicht zu übersehen 
sei, ob nicht bei späterer Auslieferung an den Ver- 
braucher auch Mengen als Schmierstoff zu Verwen- 
dung kommen sollen. 


Der Finanzausschuß lehnte den Änderungsantrag 
ab, weil die Importeure die Wahl haben, entweder 
für eiingeführte Schmiermittel die Anteilsteuer nach 
§ 1 Abs. 3 des Mineralölsteuergesetzes zum ein- 
fachen Satz zu entrichten oder Steuerbefreiung in 
Anspruch zu nehmen. Den Importeuren ist zuzu- 
muten, daß sie diese Wahl schon bei der Einfuhr 
von Schmiermitteln treffen. Auch die inländischen 
Hersteller von Schmiermitteln müssen sich schon bei 
der Produktion für versteuerte Herstellung oder 
Steuerbefreiung entscheiden. Würde man die nach- 
trägliche Versteuerung zulassen, so würde nicht nur 
das wohl erwogene absolute Verbot des § 12 Abs. 4 
Satz 1 Mineralölsteuergesetz, steuerfreie Schmier- 
mittel zum Schmieren zu verwenden, und die lOfache 
Besteuerung nach Satz 2 a. a. O. bei Verstößen ge- 
genstandslos machen. Vor allem würde ies zu untrag- 
barem Verwaltungsaufwand führen, wenn Impor- 
teure, Hersteller und weit verstreute Abnehmer 
Kleinstmengen von Schmiermitteln nachträglich zur 
Versteuerung anmelden könnten, für die bereits 
durch besondere Verwaltungstätigkeit und mit ent- 
sprechendem Überwachungsaufwand Steuerbefrei- 
ungen gewährt waren. Die Importeure sind mit der 
Ablehnung ihres Antrages den Herstellern im Inland 
gegenüber nicht benachteiligt, sondern bleiben ihnen 
gleichgestellt. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Krammig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2763 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung von Verbrauchsteuergesetzen und des 
Umsatzsteuergesetzes an das Zollgesetz 
(Zweites Verbrauchsteueränderungsgesetz) 

— Drucksache 2763 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung von Verbrauchsteuergesetzen und 

des Umsatzsteuer gesetzes an das Zollgesetz 

(Zweites Verbraucbsteueränderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Folgende Verbrauchsteuergesetze werden geän- 
dert und ergänzt: 

Erster Abschnitt 

Das Kaffeesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 708), zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Anpassung von Verbrauchsteuer- 
gesetzen und von Durchführungsverordnungen zu 
Veiibrauchsteuergesetzen an den Deutschen Zoll- 
tarif 1959 vom 2. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 5): 

1. In § 1 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
^ „Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Für die Kaffeesteuer gelten die Vorschrif- 
ten für Zölle sinngemäß. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung eine sich aus Absatz 1 
ergebende Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung 
ausschließen, wenn Erzeugnisse aus Kaffee, bei 
deren Ausfuhr aus dem Erhebungsgebiet Kaffee- 
steuer vergütet worden ist, wieder eingeführt 
werden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung von Verbrauchsteuergesetzen 
an das Zoilgesetz 

(Zweites Verbrauchsteueränderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Folgende Verbrauchsteuergesetze werden ge- 
ändert und ergänzt: 

Erster Abschnitt 

Das Kaffeesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 708), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung zur Anpassung von Verbrauchsteuer- 
gesetzen und von Durchführungsverordnungen zu 
Verbrauchsteuergesetzen an den Deutschen Zoll- 
tarif 1959 vom 2. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 5): 

1. unverändert 


2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 3 

(1) unverän de r t 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) § 79 des Zollgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) gilt entsprechend." 


Zweiter Abschnitt 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 710), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung zur Anpassung von Verbrauchsteuergeset- 
zen und von Durchführungsverordnungen zu Ver- 
brauchsteuergesetzen an den Deutschen Zolltarif 
1959 vom 2. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 5): 

1. In § 1 werden nach dem Wort „Zollans-schlüsse" 
♦ die Worte „und Zollfreigebiete 11 eingefügt. 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Für die Teesteuer gelten die Vorschriften 
für Zölle sinngemäß. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung eine sich aus Absatz 1 
ergebende Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung 
ausschließen, wenn Tee oder Erzeugnisse aus 
Tee, bei deren Ausfuhr aus dem Erhebungsgebiet 
Teesteuer erstattet oder vergütet worden ist, 
wieder edngeführt werden. 

(3) § 79 des Zollgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) gilt entsprechend." 


Dritter Abschnitt 

Das Zuckersteuergesetz in der Fassung vom 
19. August 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 645): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
+ „Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfrei- 

gebiete" eingefügt. 

2. § 8 erhält die folgende Fassung: 

.5 8 

(1) Wird Zucker in das Erhebungsgiebiet ein- 
geführt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 

Zollgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen* kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Zucker anordnen, der unter den Vor- 
aussetzungen in das Erhebungsgebiet eingeht, 
unter denen er bei einer Einfuhr in das Zollge- 


Beschlüssedes 14. Ausschusses 

(3) § 80 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737) gilt entsprechend." 


Zweiter Abschnitt 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 710), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung zur Anpassung von Verbrauchsteuergeset- 
zen und von Durchführungsverordnungen zu Ver- 
brauchsteuergesetzen an den Deutschen Zolltarif 
1959 vom 2. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 5): 

1. In § 1 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" 
eingefügt. 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 3 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) § 80 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737) gilt entsprechend." 


Dritter Abschnitt 

Das Zuckersteuergesetz in der Fassung vom 
19. August 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 645): 

1. unverändert 


2. § 8 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

,.§ 8 

(1) Wird Zucker in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

biet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll 
befreit werden kann. An die Stelle des Zollge- 
biets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollge- 
setzes gelten für die Steuerbefreiungen entspre- 
chend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Zuckers oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 14 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
^ Schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 

Vierter Abschnitt 

Das Salzsteuergesetz in der Fassung vom 25. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 50): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
^ „Zollauisschlüsse" die Worte „und Zollfrei - 

gebiete" eingefügt. 

2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Wird Salz in das Erhebungsgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 

Zollgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Salz anordnen, das unter den Vor- 
aussetzungen in das Erhebungsgebiet eingeht, 
unter denen es bei einer Einfuhr in das Zollge- 
biet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll 
befreit werden kann. An die Stelle des Zollge- 
biets tritt dabei das Erheb ungs gebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollge- 
setzes gelten für die Steuerbefreiungen entspre- 
chend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Salzes oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 
3. unverändert 


Vierter Abschnitt 

Das Salzsteuergesetz in der Fassung vom 25. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 50): 

1. unverändert 


2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 6 

(1) Wird Salz in das Erhebungsgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 14 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
+ Schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Fünfter Abschnitt 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8, April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Änderung von Verbrauch- 
steuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1704): 

1. In § 2 Satz 2 werden die Worte „andere Zollaus- 
^ Schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollausschlüsse 

und andere Zollfreigebiete". 

2. Nach § 129 ist folgende Vorschrift einzufügen: 

„§ 129 a 

Für Steuervergehen, die in bezug auf den Mo- 
nopolausgleich und die Essigsäuresteuer im 
Reiseverkehr im Zusammenhang mit der Ein- 
gangsabfertigung begangen werden, gilt § 79 des 

Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) entsprechend." 

3. § 151 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„Branntwein, weingeisthaltige Erzeugnisse, 
Äther und ätherhaltige Erzeugnisse, die in das 
Monopolgebiet eingeführt werden, unterliegen 
einer Abgabe, die der Belastung des inländischen 
Branntweins entspricht (Monopolausgleich). Das 
gleiche gilt in den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 
und der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes auch für 
Waren, die Branntwein nicht mehr enthalten, 
wenn bei der Ausfuhr aus dem Monopolgebiet 
Vergünstigungen nach § 105 gewährt werden 
oder gewährt worden sind." 

4. § 152 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„Beim Eingang solcher weingeisthaltigen Er- 
zeugnisse, zu deren Herstellung, falls sie im 
Monopolgebiet erfolgt wäre, Branntwein zum 
ermäßigten Verkaufpreis hätte abgegeben wer- 
den dürfen, sowie beim Eingang von Äther und 
ätherhaltigen Erzeugnissen wird der Monopol- 
ausgleich nur in Höhe des Unterschieds zwischen 
dem ermäßigten Branntweinverkaufpreis und 
dem Branntweingrundpreis erhoben (ermäßigter 
Monopolausgleich) . " 

5. § 152 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„Soweit Vergünstigungen nach § 105 gewährt 
werden oder gewährt worden sind, ist in den 
Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der §§ 49 bis 52 
des Zollgesetzes der Monopolausgleich nach der 


B e s c h 1 ü s s e d e s 14. A u s s c h u s s e s 
(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 
3. unverändert 


Fünfter Abschnitt 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (ReichsgesetZbl. I S. 405), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Änderung von Verbrauch- 
steuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1704): 

1. unverändert 


2. Nach § 129 ist folgende Vorschrift einzufügen: 

♦ 

„§ 129 a 

Für Steuervergehen, die in bezug auf den Mo- 
nopolausgleich und die Essigsäuresteuer im 
Reiseverkehr im Zusammenhang mit der Ein- 
gangsabfertigung begangen werden, gilt § 80 des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) entsprechend." 

3. § 151 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„Branntwein, weingeisthaltige Erzeugnisse, 
Äther und ätherhaltige Erzeugnisse, die in das 
Monopolgebiet eingeführt werden, unterliegen 
einer Abgabe, die der Belastung des inländischen 
Branntweins entspricht (Monopolausgleich). Das 
gleiche gilt in den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 
und der §§ 50 bis 53 des Zollgesetzes auch für 
Waren, die Branntwein nicht mehr enthalten, 
wenn bei der Ausfuhr aus dem Monopolgebiet 
Vergünstigungen nach § 105 gewährt werden 
oder gewährt worden sind." 

4. unverändert 


^ § 152 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„Soweit Vergünstigungen nach § 105 gewährt 
werden oder gewährt worden sind, ist in den 
Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der §§ 50 bis 53 
des Zollgesetzes der Monopolausgleich nach der 
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Höhe der gewährten Ausfuhrvergütung oder 
nach der Höhe des Unterschieds zwischen dem 
gezahlten Ausfuhrpreis und dem regelmäßigen 
oder ermäßigten Verkaufpreis zu bemessen, der 
im Zeitpunkt der Entstehung der Monopolaus- 
gleichschuld gilt." 

6. § 154 erhält die folgende Fassung: 

„§ 154 

Für die Entstehung der Monopolausgleich- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Monopol- 
ausgleichschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung des 
Monopolausgleichs und für das Steuerverfahren 
gelten die Vorschriften des Zollgesetzes sinn- 
gemäß. Dies gilt auch dann, wenn Zoll nicht zu 
erheben ist. In den Fällen des § 35 Abs. 2 und 
der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes entsteht die 
Monopolausgleichschuld mit der Freigabe des 
Zollgutes, 

In den Fällen der §§49 bis 52 sind die in § 151 
bezeichneten Erzeugnisse vom Monopolausgleich 
befreit, soweit bei der Ausfuhr aus dem Mono- 
polgebiet Vergünstigungen nach § 105 nicht ge- 
währt werden oder nicht gewährt worden sind. 

Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
dadurch nicht unangemessene Steuervorteile ent- 
stehen, durch Rechtsverordnung Befreiung vom 
Monopolausgleich für die in § 151 bezeichneten 
Erzeugnisse anordnen, die unter den Voraus- 
setzungen in das Monopolgebiet eingehen, unter 
denen sie bei einer Einfuhr in das Zollgebiet 
nach § 24 Abs. 1 und § 25 Abs. 2 des Zollgesetzes 
vom Zoll befreit werden können. An die Stelle 
des Zollgebiets tritt dabei das Monopolgebiet. 
Die Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des 
Zollgesetzes gelten für die Befreiungen vom 
Monopolausgleich entsprechend. 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung das Verfahren abweichend 
von Absatz 1 regeln, soweit es zur Sicherung des 
Monopolaufkommens und zur Feststellung der 
Bemessungsgrundlagen für den Monopolaus- 
gleich erforderlich ist." 

7. In den §§ 155 und 167 wird jeweils im letzten 

^ Satz das Wort „Zollausschlüssen" ersetzt durch 

das Wort „Freihäfen". 

8. § 161 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 161 a 

Wird Essigsäure in das Monopolgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften 
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Hölhe der gewährten Ausfuhrvergütung oder 
nach der Höhe des Unterschieds zwischen dem 
gezahlten Ausfuhrpreis und dem regelmäßigen 
oder ermäßigten Verkaufpreis zu bemessen, der 
im Zeitpunkt der Entstehung der Monopolaus- 
gleichschuld gilt." 


6. § 154 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

.§ 154 


Für die Entstehung der Monopolausgleich- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Monopol- 
ausgleichschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung des 
Monopolausgleichs und für das Steuerverfahren 
gelten die Vorschriften des Zollgesetzes sinn- 
gemäß. Dies gilt auch dann, wenn Zoll nicht zu 
erheben ist. In den Fällen des § 36 Abs. 2 und 
der §§ 50 bis 53 des Zollgesetzes entsteht die 
Monopolausgleichschuld mit der Freigabe des 
Zollgutes. 

In den Fällen der §§ 50 bis 53 sind die in § 151 
bezeichneten Erzeugnisse vom Monopolausgleich 
befreit, soweit bei der Ausfuhr aus dem Mono- 
polgebiet Vergünstigungen nach § 105 nicht ge- 
währt werden oder nicht gewährt worden sind. 

unverändert 


unverändert 


7. unverändert 


8. § 161 a erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 161 a 

Wird Essigsäure in das Monopolgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften 


7 



Drucksache 2850 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

des Zollgesetzes sinngemäß. Dies gilt auch dann, 
wenn Zoll nicht zu erheben ist. In den Fällen des 
§ 35 Abs. 2 und der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes 
entsteht die Steuerschuld mit der Freigabe des 
Zollgutes. Zahlungsaufschub ist ausgeschlossen. 

In den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der 
§§ 49 bis 52 des Zollgesetzes ist die Essigsäure- 
steuer nach § 160 Abs. 2 zu bemessen. 

In den Fällen der §§ 49 bis 52 des Zollgesetzes 
ist die Essigsäure von der Steuer befreit, wenn 
versteuerte Essigsäure ausgeführt wird oder aus- 
geführt worden ist. Ist in den Fällen der §§49 
und 50 des Zollgesetzes das Ersatzgut unter Ver- 
wendung von Essigsäure hergestellt worden, die 
nach § 165 Abs. 2 von der Steuer befreit ist, so 
ist die eingeführte Essigsäure unter den Bedin- 
gungen des § 165 Abs. 2 von der Steuer befreit. 

Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
dadurch nicht unangemessene Steuervorteile ent- 
stehen, durch Rechtsverordnung Steuerfreiheit 
für Essigsäure anordnen, die unter den Voraus- 
setzungen in das Monopolgebiet eingeht, xinter 
denen sie bei einer Einfuhr in das Zollgebiet 
nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll be- 
freit werden kann. An die Stelle des Zollgebiets 
tritt dabei das Monopolgebiet. Die Ermächtigun- 
gen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollgesetzes gel- 
ten für die Steuerbefreiungen entsprechend.'' 


Sechster Abschnitt 

Das Schaumweinsteuergesetz in der Fassung vom 
26. Oktober 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 764): 

1. In § 1 Abs. 3 werden nach dem Wort „Zollaus- 
^ Schlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" ein- 
gefügt. 

2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Wird Schaumwein in das Erhebungsgebiet 

eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes (Bundes- 

gesetzbl. I S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungs- 
aufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Schaumwein anordnen, der unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet ein- 
geht, unter denen er bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden kann. An die Stelle des Zoll- 
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des Zollgesetzes sinngemäß. Dies gilt auch dann, 
wenn Zoll nicht zu erheben ist. In den Fällen des 
§ 36 Abs. 2 und der §§ 50 bis 53 des Zollgesetzes 
entsteht die Steuerschuld mit der Freigabe des 
Zollgutes. Zahlungsaufschub ist ausgeschlossen. 

In den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der 
§§ 50 bis 53 des Zollgesetzes ist die Essigsäure- 
steuer nach § 160 Abs. 2 zu bemessen. 

In den Fällen der §§ 50 bis 53 des Zollgesetzes 
ist die Essigsäure von der Steuer befreit, wenn 
versteuerte Essigsäure ausgeführt wird oder aus- 
geführt worden ist. Ist in den Fällen der §§50 
und 51 des Zollgesetzes das Ersatzgut unter Ver- 
wendung von Essigsäure hergestellt worden, die 
nach § 165 Abs. 2 von der Steuer befreit ist, so 
ist die eingeführte Essigsäure unter den Bedin- 
gungen ides § 165 Abs. 2 von der Steuer befreit. 

unverändert 


Sechster Abschnitt 

Das Schaumweinsiteuergesetz in der Fassung vom 
26. Oktober 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 764): 

1. unverändert 


2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 7 

(1) Wird Schaumwein in das Erhebungsgebiet 
eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737) sinngemäß. Dies gilt 
auch dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 
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gebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Schaumweins 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei der Ein- 
fuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend.“ 

3. In § 15 Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
^ ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete“. 


Siebenter Abschnitt 

Das Zündwarensteuergesetz in der Fassung vom 
26. Januar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 92), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung von Ver- 
brauchsteuergesetzen vom 10. Oktober 1957 ( Bun- 
desgesetzbl. I S. 1704): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
^ „Zollausschlüsse“ die Worte „und der Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 

2. § 5 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 5a 

(1) Werden Zündwaren in das Erhebungsge- 

biet eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. In den 
Fällen des § 35 Abs. 2 des Zollgesetzes entsteht 
die Steuerschuld mit der Freigabe der Zünd- 
waren. Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Zündwaren anordnen, die unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet einge- 
hen, unter denen sie bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetz'es vom 
Zoll befreit werden können. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend.“ 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 
3. unverändert 


Siebenter Abschnitt 

Das Zündwarensteuergesetz in der Fassung vom 

9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 729): 


1. unverändert 


2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

,.§ 6 

(1) Werden Zündwaren in das Erhebungsge- 
biet eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737) sinngemäß. Dies gilt 
auch dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. In den 
Fällen des § 36 Abs. 2 des Zollgesetzes entsteht 
die Steuerschuld mit der Freigabe der Zünd- 
waren. Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 


(3) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend.“ 
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3. In § 12 Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Achter Abschnitt 

Das Leuchtmittelsteuergesetz in der Fassung vom 
22. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 613): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
^ „Zoll ausschlüsse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 

2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

.5 7 

(1) Werden Leuchtmittel in das Erhebungsge- 

biet 'eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungs- 
aufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Leuchtmittel anordnen, die unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet einge- 
hen, unter denen sie bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden können. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung der 
im Erhebungsgebiet hergestellten Leuchtmittel 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei der Ein- 
fuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Der Steuerwert für eingeführte Leucht- 
mittel stimmt mit dem Steuerwert nach § 4 für 
gleichartige inländische Erzeugnisse überein." 

3. In § 8 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „ver- 
^ bracht" die Worte eingefügt „oder unter zoll- 
amtlicher Überwachung nach § 27 des Zollge- 
setzes zum Ausrüsten, zum Bau, Umbau oder 
Ausbessern von Schiffen oder Luftfahrzeugen 
verwendet". 

4. In § 13 Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
^ ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

3. In § 13 Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
+ ausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Achter Abschnitt 

Das Leuchtmittelsteuergesetz in der Fassung vom 
22. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 613): 

1. unverändert 


2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

.§ 7 

(1) Werden Leuchtmittel in das Erhebungsge- 
biet eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737) sinngemäß. Dies gilt 
auch dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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Neunter Abschnitt 

Das Spielkartensteuergesetz in der Fassung vom 
25. August 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1529), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung von Ver- 
brauchsteuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1704): 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
^ „Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" 

eingefügt. 

2. § 5 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 5 a 

(1) Werden Spielkarten in das Erhebungs- 

gebiet eingeführt, so gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre Be- 
messung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) sinngemäß. Dies gilt auch 
dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungs- 
aufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Spielkarten anordnen, die unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet ein- 
gehen, unter denen sie bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit werden können. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung der 
im Erhebungsgebiet hergestellten Spielkarten 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei der 
Einfuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 13 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfrei gebiete". 


Zehnter Abschnitt 

Das Süßstoffgesetz vom 1. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 111), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Süßstoffgesetzes vom 
31. Mai 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 318): 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
^ „ZollausschlüJsse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete" eingefügt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Neunter Abschnitt 

Das Spielkartensteuergesetz in der Fassung vom 

3. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 681): 


1. unverändert 


2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 6 

(1) Werden Spielkarten in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt, so gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre 
Bemessung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, für den Erlaß und die Erstattung der 
Steuer und für das Steuerverfahren die Vor- 
schriften des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737) sinngemäß. Dies gilt 
auch dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

3. In § 14 Nr. 1 werden die Worte „andere Zollaus- 
^ Schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Zehnter Abschnitt 

Das Süßstoffgesetz vom 1. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 111), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Süßstoffgesetzes vom 
31. Mai 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 318): 

1. unverändert 
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2. § 6 a erhält die folgende Fassung: 

»» § 6 a 

(1) Wird Süßstoff in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 
Zollgesetzes vom .... (Bundesgesetzbl. IS....) 
sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn Zoll nicht 
zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Süßstoff anordnen, der unter den 
Voraussetzungen in das Erhebungsgebiet ein- 
geht, unter denen er bei einer Einfuhr in das 
Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes 
vom Zoll befreit werden kann. An die Stelle des 
Zollgebiets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die 
Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes gelten für die Steuerbefreiungen ent- 
sprechend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend von Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Süßstoffs oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 

(4) §79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Wer als Reisender Süßstoff zum Reisever- 
brauch mit sich führt, bedarf zu dessen Einfuhr, 
sofern der Süßstoff nach Absatz 2 von der Steuer 
befreit wird, keiner Erlaubnis.' 1 

3. In § 13 a Nr. 1 werden die Worte „andere Zoll- 
^ ausschlüsse 11 ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete 11 . 


Elfter Abschnitt 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung vom 
5. Dezember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1833), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Anpassung des 
Mineralölsteuergesetzes, der Verordnung zur Durch- 
führung des Mineralölsteuergesetzes und der Zucker- 
steuervergütungsordnung an den Deutschen Zoll- 
tarif 1961 vom 9. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 48) : 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Zollausschlüsse" die Worte „und Zollfrei- 
gebiete 11 eingefügt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. § 6 a erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 6 a 

(1) Wird Süßstoff in das Erheb unigsgebiet ein- 
geführt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) unverändert 


3. unverändert 


Elfter Abschnitt 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung vom 
5. Dezember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1833), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Anpassung des 
Mineralölsteuergesetzes, der Verordnung zur Durch- 
führungides Mineralölsteuergesetzes und der Zucker- 
steuervergütungsordnung an den Deutschen Zoll- 
tarif 1961 vom 9. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 48): 

1. unverändert 
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b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz ange- 
fügt: 

„Schmiermittel bleiben von der Anteilsteuer 
frei, soweit sie im Erhebungsgebiet mit un- 
versteuertem Mineralöl hergestellt werden 
dürfen." 

2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Wird Mineralöl in das Erhebungsgebiet 
eingeführt oder zu einem besonderen Zollver- 
kehr abgefertigt, so gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre 
Bemessung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, den Zahlungsaufschub, für den Erlaß 
und die Erstattung der Steuer und für das Steuer- 
verfahren die Vorschrifen des Zollgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) 

sinngemäß. Dies gilt auch, wenn Zoll nicht zu er- 
heben ist. Die Steuerschuld für Mineralöl, das 
unversteuert zur Zollgutverwendung abgefertigt 
worden ist, entsteht, wenn das Mineralöl zu 
einer Verwendung abgegeben wird, die nach 
dem Inhalt der Bewilligung nur zur Steuer- 
ermäßigung führt; Steuerschuldner ist in diesem 
Falle, wer das Mineralöl abgibt. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann, soweit da- 
durch nicht unangemessene Steuervorteile ent- 
stehen, Steuerfreiheit für Mineralöl unter den 
Voraussetzungen angeordnet werden, unter 
denen es bei einer Einfuhr in das Zollgebiet nach 
§ 24 Abs. 1 oder nach § 25 Abs. 2 des Zoll- 
gesetzes vom Zoll befreit werden kann. An die 
Stelle des Zollgebiets tritt dabei das Erhebungs- 
gebiet. Die Ermächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 
des Zollgesetzes gelten für die Steuerbefreiungen 
entsprechend. 

(3) Durch Rechtsverordnung können die Fäl- 
ligkeit, der Zahlungsaufschub und das Verfahren 
abweichend von Absatz 1 geregelt werden, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Mineralöls 
oder wegen besonderer Verhältnisse bei der Ein- 
fuhr erforderlich ist. 

(4) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für die 
Anteilsteuer nach § 1 Abs. 3." 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Mineralöl darf unversteuert unter 
Steueraufsicht 

1 . aus dem Erhebungsgebiet ausge- 
führt oder zum Zollverkehr abge- 
fertigt werden, zur Zollgutverwen- 
dung jedoch nicht, wenn die Ver- 
wendung nach dem Inhalt der 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


2. § 7 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 7 


(1) Wird Mineralöl in das Erhebungsgebiet 
eingeführt oder zu einem besonderen Zollver- 
kehr abgefertigt, so gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld und den Zeitpunkt, der für ihre 
Bemessung maßgebend ist, für die Person des 
Steuerschuldners, die persönliche Haftung, die 
Fälligkeit, den Zahlungsaufschub, für den Erlaß 
und die Erstattung der Steuer und für das Steuer- 
verfahren die Vorschriften des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) sinnge- 
mäß. Dies gilt auch, wenn Zoll nicht zu erheben 
ist. Die Steuerschuld für Mineralöl, das unver- 
steuert zur Zollgutverwendung abgefertigt wor- 
den ist, entsteht, wenn das Mineralöl zu einer 
Verwendung abgegeben wird, die nach dem In- 
halt der Bewilligung nur zur Steuerermäßigung 
führt; Steuerschuldner ist in diesem Falle, wer 
das Mineralöl abgibt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 

(5) unverändert 

3. unverändert 
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Bewilligung nur zu einer Steuer- 
ermäßigung nach diesem Gesetz 
führt, 

2. zur weiteren Bearbeitung in einen 
Herstellungsbetrieb gebracht wer- 
den." 

b) Absatz 3 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. zum Bau, zum Umbau, zum Ausbessern 
oder zum ersten Ausrüsten von Schiffen 
oder Luftfahrzeugen und als Luftfahrt- 
betriebsstoff im zivilen Luftverkehr,". 

c) In Absatz 3 Nr. 3 werden hinter dem Wort 
„gewerblichen" die Worte „oder gemein- 
nützigen" eingefügt. 

4. § 10 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den, daß die Steuer erstattet wird für Benzin, 
das unter Voraussetzungen abgegeben wird, 
unter denen bei der Einfuhr nach zwischenstaat- 
lichem Brauch Zoll nicht erhoben wird." 

5. In § 15 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „§ 7 
^ Abs. 3 dieses Gesetzes und" ersetzt durch die 

Worte „§ 7 Abs. 2 und 3, § 10 dieses Gesetzes 
und". 


Zwölfter Abschnitt 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
23. Februar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 128): 

1. In § 2 Abs. 1 

♦ 

a) werden in Satz 1 nach dem Wort „Zollaus- 
schlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" 
eingefügt; 

b) werden in Satz 2 die Worte „andere Zollaus- 
schlüsse" ersetzt durch die Worte „Zollaus- 
schlüsse und andere Zollfreigebiete". 

2. In § 5 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte „Zoll- 
^ lager oder ein Zolleigenlager" ersetzt durch die 

Worte „oder ein privates Zollgutlager". 

3. In § 13 werden nach den Worten „Für Tabak- 
+ erzeugnisse, die" die Worte „in das Erhebungs- 
gebiet" eingefügt. 

4. § 14 erhält die folgende Fassung: 

„§ 14 

(1) Für die Entstehung der Steuerschuld und 
den Zeitpunkt, der für ihre Bemessung maß- 
gebend ist, für die Person des Steuerschuldners, 
für die persönliche Haftung, für den Erlaß und 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


4. unverändert 


5. unverändert 


Zwölfter Abschnitt 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
23. Februar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 128): 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 14 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 14 

(1) Für die Entstehung der Steuerschuld und 
den Zeitpunkt, der für ihre Bemessung maß- 
gebend ist, für die Person des Steuerschuldners, 
für die persönliche Haftung, für den Erlaß und 
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die Erstattung der Steuer und für das Steuer- 
verfahren gelten die Vorschriften des Zollgeset- 
zes vom (Bundeisgesetzbl. I 

S. . . .) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. In den Fällen des § 35 
Abs. 2, des § 49 Abs. 1 und des § 50 des Zoll- 
gesetzes entsteht die Steuerschuld mit der Frei- 
gabe der Erzeugnisse. Werden Tabakerzeug- 
nisse, die zum freien Verkehr abgefertigt oder 
nach § 38 Abs. 1 Satz 1 des Zollgesetzes ange- 
schrieben worden sind, im Anschluß daran in 
einem Zollaufschublager gelagert, so entsteht 
die Steuerschuld erst mit ihrer Entnahme vom 
Lager. 

(2) Die nach Absatz 1 entstandene Steuer- 
schuld fällt weg, wenn die Erzeugnisse in einen 
Herstellungsbetrieb oder ein Zigarrensteuer- 
lager aufgenommen werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuer- 
vorteile entstehen, durch Rechtsverordnung 
Steuerfreiheit für Tabakerzeugnisse anordnen, 
die unter den Voraussetzungen in das Er- 
hebungsgebiet eingehen, unter denen sie bei 
einer Einfuhr in das Zollgebiet nach § 24 Abs. 1 
des Zollgesetzes vom Zoll befreit werden kön- 
nen. An die Stelle des Zollgebiets tritt dabei 
das Erhebungsgebiet. Die Ermächtigungen des 
§ 24 Abs. 2 und 3 des Zollgesetzes gelten für 
die Steuerbefreiungen entsprechend. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung das Verfahren ab- 
weichend von Absatz 1 Satz 1 regeln, soweit 
dies zur Anpassung an die Behandlung der im 
Erhebungsgebiet hergestellten Tabakerzeug- 
nisse oder wegen besonderer Verhältnisse bei 
der Einfuhr erforderlich ist.'' 


5. § 15 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 15 

Eingeführte Tabakerzeugnisse müssen in dem 
Zeitpunkt ordnungsgemäß verpackt und ver- 
steuert sein (§§ 6 und 10), in dem die Steuer- 
schuld entsteht." 

6. § 16 wird gestrichen. 

♦ 

7. In § 17 erhält die Nummer 3 die folgende Fas- 
sung: 

„3. für Tabakerzeugnisse, die als Zollgut erst- 
mals der zollamtlichen Überwachung vor- 
enthalten oder entzogen werden (§56 Abs. t 
des Zollgesetzes). " 

8. In § 24 

♦ 

a) werden in Absatz 2 die Worte „in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse" ersetzt 
durch die Worte „aus dem Erhebungsgebiet",* 
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die Erstattung der Steuer und für das Steuer- 
verfahren gelten die Vorschriften des Zollgeset- 
zes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. In den Fällen des § 36 
Abs. 2, des § 50 Abs. 1 und des § 51 des Zoll- 
gesetzes entsteht die Steuerschuld mit der Frei- 
gabe der Erzeugnisse, Werden Tabakerzeug- 
nisse, die zum freien Verkehr abgefertigt oder 
nach § 39 Abs. 1 Satz 1 des Zollgesetzes ange- 
schrieben worden sind, im Anschluß daran in 
einem Zollaufschublager gelagert, so entsteht 
die Steuerschuld erst mit ihrer Entnahme vom 
Lager. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 

7. In § 17 erhält die Nummer 3 die folgende Fas- 
♦ sung: 

„3. für Tabakerzeugnisse, die als Zollgut erst- 
mals der zollamtlichen Überwachung vor- 
enthalten oder entzogen werden (§ 57 
Abs. 1 des Zollgesetzes)." 

8. unverändert 
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b) werden in Absatz 3 Satz 2 die Worte „in das 
Zollausland oder in die Zollausschlüsse" er- 
setzt durch die Worte „aus dem Erhebungs- 
gebiet". 

9. In § 49 Abs. 3 werden die Worte „in das Zoll- 9. unverändert 
^ ausland oder in die Zollausschlüsse" ersetzt 
durch die Worte „aus dem Erhebungsgebiet". 

10. Die Überschrift vor § 50 und der § 50 erhalten io. unverändert 
^ die folgende Fassung: 

„c) Lagerung von Rohtabak 
§ 50 

Rohtabakhändler und Hersteller von Tabak- 
erzeugnissen, von Kautabak und von Schnupf- 
tabak dürfen Rohtabak in Tabaklagern und in 
den angemeldeten Räumen ihrer Betriebe 
lagern. In den Betriebsräumen darf nur ver- 
arbeitungsreifer Rohtabak gelagert werden. Die 
Vorschriften des Zollgesetzes über Zollgutlager 
und Zollaufschublager bleiben unberührt." 

11. Die Überschrift vor § 51 und der § 51 werden ll. unverändert 
+ gestrichen. Der Buchstabe „e)" der Überschrift 

zu § 52 wird durch den Buchstaben „d)" ersetzt. 

12. § 65 erhält die folgende Fassung: 12. unverändert 

„§ 65 

(1) Schuldner des Tabaksteuerausgleichs ist 

1. wenn Rohtabak, der in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt wird, erstmals der 
zollamtlichen Überwachung vorenthal- 
ten oder entzogen wird, die Person, 
die den Rohtabak der zollamtlichen 
Überwachung vorenthält oder ent- 
zieht, 

2. der Tabakpflanzer oder der Besitzer 
des Rohtabaks, der verpflichtet ist, 
den Rohtabak zum Verwiegen vorzu- 
führen, 

3. in den anderen Fällen die Person, die 
verpflichtet ist, den Rohtabak unter 
zollamtliche Überwachung zu stellen 
oder ihn in der zollamtlichen Über- 
wachung zu erhalten. 

(2) Wird Rohtabak, der in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt worden ist, nach der Ge- 
stellung oder Vorführung weiterbefördert, so 
gelten für die Haftung für den Tabaksteueraus- 
gleich die Vorschriften des Zollgesetzes über 
die Haftung des Zollbeteiligten entsprechend." 

13. In § 76 a sind in Absatz 1 die Klammerangabe 13. unverändert 

♦ „(§ 62 des Zollgesetzes)" zu streichen und in 

Absatz 2 letzter Satz nach „§ 14" die Angabe 
„Abs. 1 und 2" zu ersetzen durch die Angabe 
„Abs. 1, 3 und 4". 
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14. Die Überschrift zu § 93 und der § 93 erhalten die 
folgende Fassung: 

„1. Nichtverfoigung von Steuervergehen 
§ 93 

§ 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 3 4 * * * * * * 11 

Artikel 2 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung vom 

1. September 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 791), zu- 
letzt geändert durch das Zehnte Gesetz zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes vom 29. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 831), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 4 werden in Nummer 1 der Buchstabe a und 
die Bezeichnung „b)" gestrichen. 

2. § 6 erhält die folgende Fassung: 

.§ 6 

Besteuerungsmaßstab für die Einfuhr 

(1) Die Ausgleichsteuer wird nach dem Wert 
des eingeführten Gegenstandes bemessen. Maß- 
gebend sind die jeweils geltenden Vorschriften 
des Zollgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl IS....) und seiner Durchführungsver- 
ordnungen über den Zollwert und dessen Fest- 
stellung. Dies gilt auch für ausgleichsteuerpflich- 
tige Gegenstände, die nicht dem Wertzoll unter- 
liegen. Dem Wert ist der auf den Gegenstand 
entfallende Betrag an Zoll und Verbrauchsteuer 
(ausschließlich der Ausgleichsteuer) hinzuzu- 
rechnen. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung zur Vereinfachung der Abfertigung 
für die Bemessung der Ausgleichsteuer für Ge- 
genstände oder Gruppen von Gegenständen 
Durchschnittswerte festsetzen, die dem Durch- 
schnitt der Werte (Absatz 1) während der letzten 
nachprüfbaren sechs Monate entsprechen. Der 
Durchschnittswert tritt an die Stelle des in Ab- 
satz 1 bezeichneten Wertes 

3. §11 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Für die Ausgleichsteuer gilt § 15 Abs. 2." 

4. §15 erhält die folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) Die Ausgleichsteuer ist eine Verbrauch- 
steuer im Sinne der Reichsabgabenordnung. 

(2) Für die Ausgleichsteuer gelten die Vor- 
schriften für Zölle (ausgenommen §§ 24 und 25 

des Zollgesetzes) sinngemäß; § 6 und der Ab- 
satz 5 bleiben unberührt. Dabei sind Gegen- 

stände, die nicht dem Wertzoll unterliegen, wie 

solche zu behandeln, die dem Wertzoll unter- 

liegen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

14. Die Überschrift zu § 93 und der § 93 erhalten 
^ die folgende Fassung: 

„1. Nichtverfolgung von Steuervergehen 
§ 93 

§ 80 des Zoilgesetzes gilt entsprechend." 

Artikel 2 

entfällt 
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(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung unter den sinngemäß an- 
zuwendenden Voraussetzungen der §§ 24 und 25 
Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes Steuerfreiheit oder 
Steuerermäßigung anordnen , soweit durch sie 
nicht unangemessene Steuervorteile entstehen 

(4) Für Vermehrungssaatgut, das durch Rechts- 
verordnung nach § 25 Abs. 3 des Zollgesetzes 
vom Zoll befreit ist, wird die Ausgleichsteuer 
auf den Betrag ermäßigt, der sich ergibt, wenn 
das Entgelt für das Gewinnen des Vermehrungs- 
saatgutes im Zollausland der Berechnung der 
Ausgleichsteuer zugrunde gelegt wird. 

(5) ln einzelnen besonders gelagerten Fällen 
können zur Vereinfachung des Verfahrens Er- 
leichterungen bei der Anmeldung des Wertes 
zugelassen werden. 

(6) § 79 des Zollgesetzes gilt entsprechend ." 

5. In § 18 Abs. 1 Nr. 1 wird „§ 15" gestrichen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. I) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
Artikel 1 und 2 treten, soweit die entsprechende 
Geltung des § 79 des Zollgesetzes bestimmt wird, 
am Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
Artikel 1 tritt, soweit die entsprechende Geltung des 
§ 80 des Zollgesetzes bestimmt wird, am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 
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